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1 ENTWURFSBEGRÜNDUNG 

1.1 Planungsabsicht 

1.1.1 Ziele der Bauleitplanung 

Planungsziel ist die abschließende Regelung von Flächen, in denen Windparks ge-
baut werden können, die erst über § 35 Abs. 5 BauGB eine Privilegierung bekom-
men haben. Gleichzeitig soll in dem Umfeld der Eignungsfläche eine Baufläche vor-
gehalten werden, auf der bauliche Anlagen entstehen können, in der die im Wind-
park gewonnene Energie gespeichert und umgenutzt werden kann mit dem Ziel hier 
eine gleichbleibende Energieabgabe an die Endkunden zu ermöglichen. Dadurch 
soll in der Stadt die Erzeugung und Nutzung von regenerativen Energien vorange-
trieben werden. 

 

1.1.2 Zwecke der Bauleitplanung 

Die Bundesregierung hat erstmals am 29.03.2000 das Gesetz für den Vorrang Er-
neuerbarer Energien (EEG) verabschiedet. Das Gesetz soll den Ausbau von Ener-
gieversorgungsanlagen vorantreiben, die aus sich erneuernden (regenerativen) 
Quellen gespeist werden. Es dient vorrangig dem Klimaschutz und gehört zu einer 
ganzen Reihe gesetzlicher Maßnahmen, mit denen die Abhängigkeit von fossilen 
Energieträgern wie beispielsweise Erdöl, Erdgas oder Kohle und auch von Energie-
importen aus dem Raum außerhalb der EU verringert werden soll. Zu diesem 
Zweck soll der Anteil der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien kontinuierlich 
erhöht werden. Gemäß dem „Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts-
rahmens für die Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien“ vom 
17.05.2011 soll der Anteil der g. Stromerzeugungsform bis 2020 auf mindestens 35 
Prozent steigen, bis 2030 auf mindestens 50 Prozent, bis 2040 auf mindestens 65 
Prozent und bis 2050 auf mindestens 80 Prozent. Die Erreichung dieser Ziele setzt 
voraus, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland konsequent 
und ambitioniert weiter vorangetrieben wird.  

Somit wird die Nutzung der Windenergie durch den Bund ausdrücklich unterstützt. 
Die Gemeinde hat natürlich Interesse, den Ausbau der „sauberen“ Energiegewin-
nung weiterhin zu unterstützen. Daher steht sie der Neuordnung der bestehenden 
Windeignungsflächen positiv gegenüber, wenn innerhalb der gleichen Flächen we-
sentlich mehr Strom produziert werden kann. 

Durch die Entwicklung von höheren Windenergieanlagen mit neuerer Technik und 
robusteren Materialien ist eine effektivere Auslastung von Energieeignungsflächen 
möglich und gemeindlich auch gewünscht.  

 

 Die Verordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm 
Westmecklenburg (RREP) vom 31.08.2011 weist im südlich von Werder bzw. 
nördlich von Lübz das „Eignungsgebiet Windenergieanlagen Nr. 22“ aus. Diese 
Fläche reicht bis 500 m an Werder heran und bis 700 m an Ruthen. Dieser Plan hat 
jedoch einen Rechtsmangel und ist daher nicht bindend. 

 Gemäß den Zielen des Landes in den Bereichen der Windkraftnutzung 
„substentiellen“ Raum zu geben. Das bedeutet nach der allgemeinen 
Rechtsauffassung, dass die Flächen der Errichtung von Windenergieanlagen 
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vorbehalten sind. Sie müssen allerdings nicht so beschaffen sein, dass sie eine 
bestmögliche Ausnutzung gewährleisten. Es reicht aus, wenn an den Standorten die 
Voraussetzungen für eine dem Zweck angemessene Nutzung gegeben ist. 

 Für die g. Fläche hat die Gemeinde nur einen Flächennutzungsplan mit 
Darstellungen nach § 5 Abs. 2 Nr. 9a Baugesetzbuch (BauGB). Diese entsprechen 
der rechtlichen Wertigkeit eines „einfachen“ Flächennutzungsplanes nach § 35 Abs. 
3 Satz 1 BauGB. Somit resultieren daraus keine einschränkenden Regelungen. 

 Für die bestehenden südöstlich gelegenen 12 Windenegieanlagen gilt der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 1, Blatt 2, nach § 12 Baugesetzbuch 
(BauGB) (siehe Bild 2).  

 

 Nach der jetzigen Situation können für die Fläche, sowie für die, für die keine harten 
Tabuausschlusskriterien gelten, Baugenehmigungen nach dem Bundesimmissions-
schutzgesetz (BImSchG) erteilt werden. Diese müssen nur berücksichtigen: 

 die Einhaltung der immissionsstechnischen Richtwerte bezüglich Schall und 
Schatten, 

 die Einhaltung eines Mindestabstandes von 3 x der Höhe der 
Windenergieanlagen zu den Wohngebäudekanten  und  

 die Verträglichkeit mit Fauna und Flora. 

 

 Der RREP ist zu einem Zeitpunkt entwickelt und in Kraft gesetzt worden, als noch 
vorrangig Windenergieanlagen zwischen 100 bis 150 m Höhe entstanden. Heute 
beträgte die Höhe der Windenergieanlagen, die beantragt werden, mindestens 
200 m.  

 Da diese Entwicklung bekannt ist, wird z. Z. ein neuer RREP aufgestellt. Dieser 
berücksichtigt zu den Wohnstandorten bereits einen Abstand von 1.000 m um ein 
gesundes Arbeiten und Wohnen zu sichern. Auf Grund der geänderten Situation 
beinhaltet der Entwurf des RREP 2016 im 1. Beteiligungverfahren die Verkleinerung 
der Fläche 22. Allerdings kam eine weitere Eignungsfläche zu.  

  Bild 1: Auszug Planungen Regionales Raumentwicklungsprogramm Westmecklen-
burg von August 2011 und 2017 

RREP 2011 RREP 2017 Entwurf Teilforstschreibung 

  

 Solange der geänderte RREP nicht gilt, sind folglich neue Windenergieanlagen bis 
zu 400 m an den Orten möglich, wenn sie den Vorgaben des Bebauungsplanes Nr 1 
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entsprechen und ansonsten die gesetzlich definierten Vorgaben eingehalten. Somit 
können auch 200 m hohe Windenergieanlagen bis zu 600 m (= 3x Höhe) an die 
Orte heranrücken. 

 Die Gemeinde fördert die Entwicklung der regenerativen Energien. Daher werden 
die bestehenden Windenergieanlagen auch positiv bewertet. Urspünglich war der 
Abstand zwischen den Wohngebäuden in den Orten zu den Windenergieanlagen im 
Verhältnis ca. 1: 4,6 ermittelt worden (ca. 150 m Höhe bei 700 m Abstand). Das 
Land hat diese Systematik bei dem gewählten Abstand von 1.000 m bei den neuen 
Höhen von 200 m übernommen. Somit wird – trotz höherer Anlagen – gesichert, 
dass die optische Wirkung der Windenergieanlagen auf die Orte ähnlich bleibt und 
somit das bestehende Landschaftsbild nicht wesentlich verändert wird. 

 Werden bereits jetzt Windenergieanlagen in den geltenden Eignungsflächen 
repowert, dann erhöht sich der optische Druck auf alle angrenzenden Orte 
wesentlich. Auch ist bisher nicht bestimmbar, ab in den Orten ab dem Zeitpunkt 
noch wohnbauliche Entwicklungen zulässig sein werden, wenn höhere Abstände 
zwischen Wohngebäude und Windenergieanlagen per Erlass eingefordert werden. 

 

 Lösungsansätze: 

 die Gemeinde akzeptiert diese Rechtslage und lässt die Entwicklung der 
Windenergieanlagen auf Grundlage des Bebauungsplanes Nr. 1 und 
ansonsten des BImSchG´s zu, oder 

 die Gemeinde passt die Bauleitplanung den geänderten Rechtsauffassungen 
wie folgt an: 

o Sie führt eine eigenständige Überplanung des Gemeindegebietes – in 
Form eines „sachlichen Teilflächennutzungsplanes“ - durch, indem sie 
„harte“ und „weiche“ Ausschlusskriterien nachvollziehbar definiert und 
begründet. Die daraus verbleibenden Eignungsflächen sind dann als 
„Konzentrationsfläche für Wind“ nach § 5 Abs. 2 i. V. m. § 35 Abs. 3 
S. 3 BauGB darzustellen. Nur so erfolgt eine rechtlich verbindliche 
Darstellung, die aktiv als zu beachtendes Ziel der Gemeinde gilt. Diese 
Darstellungsform hat dann die Rechtsfolge, dass Windenergieanlage 
grundsätzlich nur in den Konzentrationsflächen gebaut werden dürfen.  

o parallel wird für die Konzentrationsflächen jeweils ein Bebauungsplan 
aufgestellt, um so die Rechtsmöglichkeit der Veränderungssperre 
nutzen zu können. Dabei werden die Altflächen mit überplant, um hier 
zukünfig ein Repowering auszuschließen, da hier die Abstände zu den 
Orten zu gering ist.. 

 

 Um den städtebaulich geordneten Entwicklungsrahmen der Gemeinde auch 
zukünftig abzusichern, wird ein städtebaulicher Planungsbedarf für die Aufstellung 
von windbezogenene Bauleitplanungen gesehen, um weiter abgesichert zu sein, 
wenn der Regionalplan nicht mehr gilt. 

 

 Des Weiteren besteht das gemeindliche Ziel darin, die Speicherung und Nutzung 
von regenerativen Energien aus Windkraft voran zu treiben. Deshalb soll die 
Grundlage dafür geschaffen werden, dass überflüssiger Strom vor Ort gespeichert 
oder in andere Energieformen umgewandelt werden kann. Damit soll die 
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Grundvoraussetzung dafür geschaffen werden, dass die Stromabnehmer und – 
wenn gewollt – auch die angrenzenden Orte, dauerhaft und gesichert mit Strom 
versorgt werden können. 

 

1.1.3 Wesentliche Auswirkungen der Bauleitplanung 

Bisher stehen südwestlich und südlich von Werder 12 Windenergieanlagen mit einer 
Höhe bis max. 130 m, die z. T. bis 600 m an Wohngebäude reichen. Diese sollen 
abgebaut werden. Stattdessen sollen nur noch 6 neue Windenergieanlagen errichtet 
werden.  

Auf Grund der Prüfung der weichen Kriterien können weitere Windenergieanlagen 
zwischen Werder und Lindenbeck entstehen (siehe Plan, Windpark 3) und östlich 
von Neu Benthen (siehe Plan, Windpark 4). 

Dadurch ändert sich das Erscheinungsbild der gesamten Region. Gemindert wer-
den diese Eingriffe durch  

 Die Einhaltung von Abstandsfläche bis zu ca. 1.000 m zu allen Ortslagen, und 

 die Festsetzung von Farben bzw. Farbtönen der Anlagen, die matt wirken und 
somit die Weitsichtigkeit reduzieren.  

Bei Nichteinhaltung der 5-fachen Rotorabstände in Hauptwindrichtung und der 3-
fachen Rotorabstände in Nebenwindrichtung kann von vornherein mit negativen 
Auswirkungen auf die benachbarten Anlagen zu rechnen sein. Daher erfolgt die Er-
stellung eines – auf die Windhöffigkeit des Gebietes – basierenden Turbulenzgut-
achtens, welches belegt, dass trotzdem ein wirtschaftlicher Betrieb aller Anlagen 
möglich ist. Weiterhin werden im Planverfahren die erforderlichen Gutachten zur 
Verschattung und zu Lärmimmissionen erstellt. 

 

Durch die bauliche Erhöhung der Windenergieanlagen können andere geschützte 
Tierarten betroffen sein, als bis zu einer Höhe von 130 m. Daher besteht die Not-
wendigkeit für folgende fachliche Untersuchungen: 

 Rast- und Zugvogelkartierung, 

 Brutvogelkartierung, 

 Biotoptypenkartierung, 

 Fledermauskartierung. 

Diese Kartierungen werden im Parallelverfahren erstellt. Die Ergebnisse werden im 
Grünordnungsplan berücksichtigt und dargestellt. 

Die Planung ermöglicht den Bau von weniger Windenergieanlagen und der dazu er-
forderlichen Nebenanlagen und Zufahrten, als bisher zulässig. In der übrigen Fläche 
bleibt die landwirtschaftliche Nutzung nach wie vor zulässig. 

 

Durch das Sondergebiet für die Energienutzung wird es ebenfalls zu einer Verände-
rung des Landschaftsbildes kommen. Auch hierzu erfolgen die erforderlichen Unter-
suchungen im weiteren Verfahren.  
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1.2 Einbindung in die Hierarchie des Planungssystems 

1.2.1 Raumordnung 

 Die Verordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm 
Westmecklenburg (RREP) vom 31.08.2011 weist im südlichen Teil von Werder das 
„Eignungsgebiet Windenergieanlagen Nr. 22“ aus. Dieser Plan hat jedoch einen 
Rechtsmangel und ist daher nicht bindend. 

  

  

1.2.2 Kommunale Planungen 

Der wirksame Flächennutzungsplan stellt das Plangebiet als „Fläche für die Land-
wirtschaft“ da. Um § 8 BauGB zu genügen, ist eine xx. Änderung des Flächennut-
zungsplanes erforderlich. Hier ist die Aufstellung eines sachlichen Teilflächennut-
zungsplan vorgesehen, der die gemeindlichen weichen Kriterien bei der Auswahl 
der Windenergiestandorte definiert, um eine unabhängige Rechtssicherheit vom 
Regionalplan zu erzielen. De beide Planungen bei der Aufstellung die Vorgaben der 
deutschen Gesetze zu beachten hat, sind beide Planungsergebnisse ähnlich und 
wiedersprechen sich nicht grundsätzlich. 

Für die 12 südöstlich gelegenen Windenergieanlagen gilt der Bebauungsplan Nr. 1 
Blatt 1. Somit gilt nach dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. xx die Neufas-
sung. Ein förmliches Aufhebungsverfahren ist nicht erforderlich. 

Dass der Bebauungsplan Nr. 1 wieder in Kraft tritt, falls der Bebauungsplan Nr. xx 
nichtig sein sollte, ist der Gemeinde bekannt und gewollt, da die Regelung nach 
§ 30 BauGB eindeutiger ist, als die Anwendung des § 35 BauGB. 

  Bild 2: Auszug aus dem V+E-Plan Nr. 1 Blatt 1 

 

Der Landschaftsplan steht nicht im Einklang mit den neuen Planungen 
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1.2.3 Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen 

 Nach Anlage 1 Liste „UVP-pflichtige Vorhaben“ des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung [UVPG in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 
2010, BGBl. I S. 94, zuletzt geändert am 24. Februar 2012, BGBl. I S. 212] ist für die 
Errichtung von 6 bis weniger als 20 WEA eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 
nach § 3c Satz 1 notwendig, ab 20 WEA ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen. Nach § 17 UVPG erfolgt bei der Aufstellung bzw. Änderung von Be-
bauungsplänen die Umweltprüfung sowie die Einzelfallprüfung nach den Vorschrif-
ten des Baugesetzbuchs. 

 Eine Umweltverträglichkeitsprüfung wird erstellt. 

 

 Innerhalb des Untersuchungsraumes können sich nach § 30 Bundesnaturschutzge-
setz bzw. 16. Gesetz zum Schutz der Natur und der Landschaft im Land Mecklen-
burg-Vorpommern gesetzlich geschützte Biotope befinden. Diese werden im Rah-
men der Kartierungen zum Grünordnungsplan noch erfasst und dargestellt.  

 

1.2.4 Dokumentation des bisherigen Planverfahrens 

Verfahrensstand nach Baugesetzbuch (BauGB) von 2017: 

Stand Planverfahren Gesetzes-
grundlage 

Zeitraum 

x Aufstellungsbeschluss  § 5 BauGB  
 frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit § 3 (1) BauGB  
 frühzeitige Beteiligung der Gemeinden, TöB 

und Behörden 
§ 4 (1) BauGB  

 Auslegungsbeschluss   
 Beteiligung TöB, Behörden und Gemeinden § 4 (2) und 2 (2) 

BauGB 
 

 Öffentliche Auslegung § 3 (2) BauGB  
 Erneuter Auslegungsbeschluss   
 Erneute Beteiligung TöB, Behörden und Ge-

meinden 
§ 4a (3) BauGB  

 Erneute öffentliche Beteiligung § 4a (3) BauGB   
 Beschluss der Gemeindevertretung § 5 BauGB  

 

1.3 Räumlicher Geltungsbereich 

1.3.1 Festsetzung des Geltungsbereiches 

Das Plangebiet umfasst das gesamte Gemeindegebiet. 

 

1.3.2 Bodenbeschaffenheit 

In der Umgebung der gefundenen Eignungsflächen südlich von Werder für Wind 
und Energienutzung stehen bereits Windenergieanlagen. Probleme mit der Statik 
gab es keine. Daher wird technisch von der Bebaubarkeit ausgegangen. Im Übrigen 
wird vor der Aufstellung eines jeden Windenergieanlage die Tragfähigkeit des Bo-
dens fachlich geprüft. 

Alle anderen Flächen sind im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung zu prüfen.    
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1.3.3 Bestandsaufnahme  

Die Bereiche der gefundenen Eignungsflächen für Wind und Energienutzung sind 
landschaftlich ausgeräumt bzw. wird ackerbaulich bewirtschaftet. 

Die Gelände selbst sind leicht moduliert, großflächige Bodenveränderungen sind 
nicht vorgesehen.  

 

 

2 METHODE DER FESTLEGUNG VON KONZENTRATIONSFLÄCHEN 

2.1 Geordnete Nutzung der Windenergie – Anlagenkonzentration 

Die Ausweisung der Konzentrationsfläche beruht auf einem gesamträumlichen Kon-
zept für die Gemeinde Werder. Die Ausweisung von Konzentrationsflächen für die 
Windkraftnutzung soll so erfolgen, dass alle öffentlichen und privaten Belange ge-
geneinander und untereinander gerecht abgewogen werden. Konflikte aufgrund di-
vergierender Interessen sollen möglichst gering gehalten werden. Die städtebauli-
che Entwicklung soll auf der Basis eines nachhaltigen Gesamtkonzepts in geordne-
te Bahnen gelenkt werden. Dazu werden u. a. im Rahmen der Umweltprüfung die 
Auswirkungen auf die natürlichen Lebensgrundlagen geprüft und erforderliche Maß-
nahmen zur Sicherstellung der Verträglichkeit festgelegt.  

Damit erfüllt die Gemeinde Werder die Anforderungen der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung. Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) fordert als Elemente ei-
nes gesamträumlichen Konzepts drei wesentliche Punkte. 

1. Der Ausschluss der Anlagen auf Teilen des Plangebiets lässt sich nur rechtfer-
tigen, wenn der Plan sicherstellt, dass sich die betroffenen Vorhaben an ande-
rer Stelle gegenüber konkurrierenden Nutzungen durchsetzen. Gefordert wird 
daher ein schlüssiges gesamträumliches Konzept aus Positiv- und Negativflä-
chen.  

2. Die Planung darf somit keine bloße Feigenblattplanung oder versteckte Verhin-
derungsplanung darstellen.  

3. Die Planung muss der Windkraftnutzung vielmehr substanziell Raum schaffen.  

 Wo die Grenze zur unzulässigen Negativplanung liegt, lässt sich nach der Recht-
sprechung des BVerwG nicht abstrakt bestimmen. Eine Mindestfläche für die Größe 
der Positivflächen kann nicht angegeben werden. Nach der Rechtsprechung des 
Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen setzt die Ermittlung und Festlegung 
von Zonen für Windenergieanlagen ein schlüssiges, hinreichend städtebaulich moti-
viertes Plankonzept für das Gemeindegebiet voraus; dieses kann an global und 
pauschalierend festgelegten Kriterien für die Ungeeignetheit, der von der Aus-
schlusswirkung erfassten Bereiche ausgerichtet werden. Die Abwägung aller be-
achtlichen Belange muss sich auf die positiv festgelegten und auf die ausgeschlos-
senen Standorte erstrecken. Als Faustformel kann angenommen werden, dass der 
Windkraftnutzung dann in substanzieller Weise Raum geschaffen wird, wenn min-
destens ein Fünftel der ermittelten Suchflächen als Konzentrationsflächen ausge-
wiesen wird.  
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2.2 Schritte zur Festlegung der Konzentrationsflächen = Auswahlkonzept 

Entsprechend der Rechtsprechung des BVerwG liegt der Planung die grundsätzli-
che Überlegung zu Grunde, dass alle potenziell für die Windkraftnutzung in Frage 
kommenden Bereiche in den Blick genommen werden müssen. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass aufgrund der in den letzten Jahren gestiegenen üblichen Anlagen-
höhen Windenergieanlagen heute auch an Standorten wirtschaftlich betrieben wer-
den, die noch vor einigen Jahren aufgrund geringer Windhöffigkeit nicht in Betracht 
gezogen worden sind. 

Darauf aufbauend liegen dem Planungskonzept und der Gebietsauswahl folgende 
gestufte Ermittlungsschritte zu Grunde.  

1. Festlegung und Berücksichtigung der Tabu- und Restriktionskriterien: In 
einem ersten Schritt werden alle Standorte ausgeschlossen, deren Belegung 
mit Windenergieanlagen wegen harter oder weicher Tabu-Merkmale zu un-
überbrückbaren oder unerwünschten Nutzungskonflikten mit technischen, 
ökologischen oder raumordnungspolitischen Ansprüchen führen würden.  

2. Prüfung der Suchflächen: Nach Ausschluss der Tabuflächen verbleiben so-
genannte Suchflächen. Diese sind daraufhin zu prüfen, welche weiteren priva-
ten und öffentlichen Belange, darunter die Restriktionskriterien, für oder gegen 
die Eignung der Suchflächen als Konzentrationsfläche für die Windkraft spre-
chen.  

3. Prüfung der Konzentrationsfläche: Nach Ausschluss der als Konzentrati-
onsfläche nicht geeigneten Suchflächen bleiben im Ergebnis die Bereiche, die 
als Konzentrationsflächen vorgesehen werden sollen. Für diese Bereiche ist 
noch einmal speziell zu prüfen, unter welchen Voraussetzungen sie für die 
Windkraftnutzung in Betracht kommen.  

Am Ende des Planungsprozesses steht die Gesamtabwägung. Kommt sie zu dem 
Ergebnis, dass für die Windkraftnutzung kein substantieller Raum bleibt, muss das 
Konzept noch einmal überprüft werden.  

 

 

3 ERMITTLUNG DER KONZENTRATIONSFLÄCHEN 

3.1 Ermittlung von Tabukriterien 

 Innerhalb der Tabubereiche ist zwischen harten und weichen Tabuzonen zu unter-
scheiden.  

 Zu den harten Tabuzonen gehören diejenigen Bereiche, in denen die Er-richtung 
und der Betrieb von Windenergieanlagen aus zwingenden rechtlichen oder tatsäch-
lichen Gründen nicht möglich sind.  

 Zu den weichen Tabuzonen gehören hingegen diejenigen Bereiche, in denen die 
Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen zwar tatsächlich und rechtlich 
möglich wären, in denen nach den städtebaulichen Vorstellungen der Stadt Lübz 
aber keine Windenergieanlagen aufgestellt werden sollen. Zum anderen handelt es 
sich um Bereiche, die zwar in sich für die Windkraftnutzung ungeeignet sind, jedoch 
aufgrund ihrer geringen Abmessungen nicht zur Untauglichkeit des von ihnen 
durchschnittenen Gebiets führen.  
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Zu den Restriktionsbereichen gehören Flächen, innerhalb derer die Errichtung von 
Windenergieanlagen Konflikte erzeugen können. Anders als bei den Tabubereichen 
muss jedoch jeweils im Einzelfall geprüft werden, ob das Konfliktpotenzial so hoch 
ist, dass die betreffende Fläche als Standortfläche für Windenergieanlagen aus-
scheiden muss. Dies ist nur bei mittlerem bis hohem Konfliktpotenzial der Fall.  

 

3.1.1 Harte Tabukriterien 

 Harte Tabukriterien sind die, die nach Gesetzen und der Rechtsprechung des 
BVerwG zwingend zu beachten sind. Diese führen zu einer zwingenden Bebaubar-
keit gemäß dem Bild 1:  

 Bild 3: am 09.01.2017 ermittelten harten Kriterien 
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3.1.2 Weiche Tabukriterien 

 Die Gemeindevertretung beschloss am 06.02.2017 die Untersuchung folgender 
„weicher Kriterien“, dessen als gemeindliches Ziel in der Ausweisung von Windeig-
nungsräumen zu beachten sind: 

 Gebiete, die nach BauNVO dem Wohnen (WR, WA, MD, MI), der Erholung, 
dem Tourismus und der Gesundheit (SO) dienen einschließlich 1000 m Puf-
fer – gemessen ab Rand des Baugrundstücks auf Ebene des Flächennut-
zungsplanes, um hier eine bauliche Entwicklung innerhalb der Baugrundstü-
cke zu ermöglichen; gemäß den Forderungen des Gesetzgebers, der einer 
Innenentwicklung Vorrang vor der Außenentwicklung gibt. 

 Einzelhäuser, Splittersiedlungen im Außenbereich einschließlich 800 m Puf-
fer (neu VV 2016) – gemessen ab Wohnhaus 

 Mindestgröße eines Eignungsgebietes 35 ha 

 Mindestabstand zu bestehenden oder neu geplanten Eignungsgebieten 2,5 
km 

 1000 m Puffer zu Vorranggebiete Naturschutz und Landschaftspflege, fest-
gesetzte Naturschutzgebiete gemäß § 23 BNatSchG, einstweilig gesicherte 
Naturschutzgebiete gemäß § 17 NatSchAG M-V innerhalb der Natura 2000-
Gebiete, naturnahe Moore nach gutachtlichen Landschaftsprogramm (ge-
mäß Karte V) gemäß § 20 NatSchAG M-V 

 Vorbehaltsgebiete Naturschutz und Landschaftspflege; 

 Vorranggebiete und Vorbehaltsgebiete Rohstoffsicherung 

 Vorranggebiete Trinkwasser 

 Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Gewerbe und Industrie; 

 Vorbehaltsgebiete Kompensation und Entwicklung; 

 Tourismusschwerpunkt- und -entwicklungsräume; 

 Unzerschnittene landschaftliche Freiräume Stufe IV (> 2400 ha); 

 Landschaftsbildpotenzial Stufe 4, einschließlich 1000 m Puffer; 

 Wald ab 10 ha; 

 Binnengewässer ab 10 ha und Fließgewässer 1. Ordnung; 

 gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 20 NatSchAG M-V ab 5 ha (hart); 

 200 m Abstandspuffer zu gesetzlich geschützten Biotopen > 5 ha; 

 Naturparks 

 Landschaftsschutzgebiete gemäß der jeweiligen Landschaftsschutzgebiets-
verordnung; 

 500 m zu Europäische Vogelschutzgebiete gemäß Richtlinie 2009/147/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über 
die Erhaltung wildlebender Vogelarten; 

 3000 m Puffer um Waldschutzareale für den Schreiadler; 

 3000 m Puffer um Brutwälder des Schwarzstorches; 

 2000 m Puffer um Horste des Seeadlers 
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 1000 m Puffer um Horste des Fischadlers; 

 1000 m Puffer um Horste des Wanderfalken; 

 1000 m Puffer um Horste des Weißstorches; 

 1.000 m Puffers zu Rotmilanhorsten 

 Regionale Dichtezentren des Rotmilans mit hoher und sehr hoher Habitat-
dichte (VV 22.12.2016) 

 Dauergrünlandflächen im Umkreis von 2000 m um Weißstorchnester 

 Vogelzug Zone A — hohe bis sehr hohe Dichte; 

 Rastgebiete (Land) von Wat- und Wasservögeln mit sehr hoher Bedeutung 
(Stufe 4), einschließlich 500 m Abstandspuffer 

 Die Ergebnisse der Untersuchungen sind der Anlage 1 zu entnehmen.  

 

3.1.3 Restriktionskriterien 

 Soweit keine Tabukriterien nach den Ziffern 3.1.1 und 3.1.2 vorliegen, bezieht die 
Landesplanungsbehörde bei der weiteren Flächenauswahl mindestens folgende im 
öffentlichen Interesse liegenden Erwägungen und räumliche oder rechtliche Gege-
benheiten ein. 

 Diese werden von der Gemeinde ebenfalls als positiv bewertet und werden daher 
ebenfalls abgeprüft: 

 Geplante Siedlungsentwicklungen der Gemeinden und Städte; relevant sind 
hier folgende Vorgaben: 

 Die noch nicht umgesetzten Planungen nach dem Flächennutzungsplan. 

 Bestand Landschaftsraum Werder 

 Bestand Wasser Werder 

 Bestand Schutzgebiete Werder 

 Wie will Werder den Landschaftsraum in den nächsten 50 bis 100 Jahren 
entwickeln? 

 Umzingelungswirkung, Riegelbildung - WICHTIG!!! – vor allem für Werder 

Grundlage: Treten im Gesichtsfeld des Menschen (entspricht 180 Grad) 
Windenergieanlagen auf, so kann es aufgrund der Anlagengröße, der Dreh-
bewegung der Rotoren sowie der periodischen Lichtsignale von Hindernis-
kennzeichnungen zu einer unwillkürlichen oder willkürlichen Ausrichtung der 
Aufmerksamkeit in Richtung der wahrgenommenen Bewegung kommen. 

Zur Sicherung des freien Blicks in die Landschaft wird ein Freihaltekorridor 
mit der Bedingung definiert, dass dieser von Windenergieanlagen freizuhal-
ten ist. Zur Ermittlung dieses Korridors ist der Wahrnehmungsbereich des 
Menschen maßgebend. Dieser ergibt sich aus dem Gesichtsfeld des Men-
schen (vollständiger Wahrnehmungsbereich) und mindestens einem Bereich, 
in dem räumliches Sehen möglich ist. Dieser Bereich definiert sich als Fusi-
onsblickfeld (entspricht ca. 60 Grad). 

Ermittlung eines maximal zulässigen Umfassungswinkels. - In der Recht-
sprechung wird eine Beeinträchtigung im Überschneidungs-bereich von 120 
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Grad des rechten und linken Sichtfeldes im 180 Grad Gesichtsfeld (ent-
spricht 2/3 von 180 Grad) als zumutbar bewertet. Umzingelungswirkung, 
Riegelbildung: Lt. RREP Entwurf nur für „Siedlungen“, Anwenden auch für 
Einzelhäuser (Grevener Chaussee) und Wohnhäuser am Siedlungsrand 

 Kulturlandschaften 

Z. B. in der Region Seenplatte ist das ein wichtiges Argument in einzelnen 
Gemeinden.  

Beachtet werden müssen dabei Sichtachen (!) auf Landschaftsparks, Guts-
anlagen, Kirchen.  

Lübz hat zwar die Stadtkirche, aber nicht unbedingt Sichtachsen, die darauf 
führen und in Verbindung mit einem zweiten Punkt in der Landschaft stehen) 

evtl. Talraum/Niederungsraum 

 Vorbehaltsgebiete Kompensation und Entwicklung 

Bisher nur Übernahme der Vorranggebiete aus RROP 2011, 

möglich ist Festlegung der Stadt auf weitere Schwerpunktflächen, z.B. Nie-
derung der Müritz-Elde-Wasserstraße und Elde: 

 

3.2 Prüfung der Suchflächen auf ihre Eignung als Konzentrationsfläche 

 Siehe Anlage 1.  

 

3.3 Schlussprüfung der ermittelten Konzentrationsflächen 

 Folgt noch im weiteren Verfahren.  

 

3.4 Gesamtabwägung 

 Nach dem bisher bekannten Informationsstand kann festgestellt werden, dass fol-
gende 2 Gebiete als geeignete Flächen für einen Windpark festgestellt werden kön-
nen: 

 Gebiet 1 und 2: für das Gebiet im südlichen Gemeindegebiet, zwischen 
Werder, Ruthen, Lübz, Greven und Lindenbek und 

 Gebiet 3: für das Gebiet im nordöstlichen Gemeindegebiet, östlich von Neu 
Benthen und nördlich von Benthen 
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4 PLANBEGRÜNDUNG  

4.1 Begründung der geplanten städtebaulichen Darstellungen 

 Die gefundenen Konzentrationszonen für Windenergienutzung im Sinne von §§ 35 
Abs. 3 Satz 3 BauGB werden als überlagernde Darstellung i. V. mit § 11 BauNVO 
als Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Windpark" gekennzeichnet. 

 Dabei erfolgt eine Gliederung in  

 ein SO-1/3-Gebiet – das sind die, welche den Abstand von 1.000 m zu den 
Bauflächen nach dem Flächennutzungsplan in den Ortslagen nach § 34 BauGB 
einhalten und von 800 m zu den Wohngebäuden in den Außenbereichslagen 
nach § 35 BauGB und 

 In ein SO-2-Gebiet, welches die genannten Abstände nicht einhält und daher 
nur die Überdeckung durch die Rotoren zulässt. 

 

 Das zweite „Sonstiges Sondergebiet“ nach § 11 Abs. 2 BauNVO wird als Gebiet zur 
„Nutzung erneuerbarer Energien“ Dargestellt. Gemäß der im Bebauungsplan Nr. … 
festgesetzten Zweckbestimmung der baulichen Nutzung dient das Gebiet zukünftig 
für die Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Betrieben, die der Gewin-
nung, Umwandlung, Verarbeitung, Nutzung, Rückverstromung und/oder Speiche-
rung  von regenerativer Energien dienen. Ziel ist es hier die Möglichkeit zu schaffen, 
Zwischenspeichermöglichkeiten für Strom oder Gas aus der gewonnen Energie aus 
Windkraft zu errichten. 

 

4.2 Erschließung 

 Die gefundenen Baugebiete liegen nahe von Gemeinde- und Landesstraßen. Somit 
ist die Region an das regionale Verkehrsnetz sehr gut angebunden. 

 

 

4.3 Grünplanung 

4.3.1 Begründung der grünordnerischen Darstellungen  

  Im Gebiet befinden sich Grünstrukturen, die im weiteren Verfahren festgesetzt wer-
den. 

 

 

4.3.2 Eingriff und Ausgleich 

- Wird noch erstellt -. 
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5 EMISSIONEN UND IMMISSIONEN 

5.1 Emissionen  

 In diesem Punkt werden die Emissionen untersucht, die aufgrund dieser Planung 
zusätzlich verursacht werden und als Störfaktoren in die Umwelt ausgetragen wer-
den können, wie giftige, gesundheitsschädliche oder umweltgefährdende chemische 
Stoffe, Schallemission (Lärm), Lichtemission, Strahlung oder Erschütterungen: 

 

 Im Verfahren werden für das SO-Gebiet-Windpark folgende Untersuchungen er-
stellt: 

 a) Emissionen auf die angrenzenden Nutzungen  

 Für das Plangebiet wird ein Lärmgutachten erstellt. Das Ergebnis wird Bestandteil 
der Begründung. 

 

 b) Schattenwurf 

 Für das Plangebiet wird ein Schattenwurfgutachten erstellt. Das Ergebnis wird Be-
standteil der Begründung. 

 

 c) Turbulenzen  

 Für das Plangebiet wird ein Turbulenzgutachten erstellt. Das Ergebnis wird Be-
standteil der Begründung.  

 

5.2 Immissionen  

 In diesem Punkt werden die Immissionen untersucht, die als Störfaktoren aus der 
Umwelt auf das Plangebiet wirken können, wie giftige, gesundheitsschädliche oder 
umweltgefährdende chemische Stoffe, Schallimmission (Lärm), Lichtimmission, 
Strahlung oder Erschütterungen: 

 Das Plangebiet dient nicht dem ständigen Wohnen oder Arbeiten von Menschen. 
Daher erfordert die geplante Nutzung keinen separaten Schutzanspruch. 

 

 

6 VER- UND ENTSORGUNG  

6.1 Stromversorgung 

 Die Versorgung mit bzw. die Abnahme der produzierten elektrischen Energie erfolgt 
durch ein Versorgungsunternehmen.  
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6.2 Wasserver- und -entsorgung 

 Für das Betreiben von Windenergieanlagen ist kein Trinkwasser- oder Abwasseran-
schluss erforderlich. Da Windenergieanlagen oder deren Nebenanlagen nicht zu ei-
ner Verunreinigung des Regenwassers führen, kann das im Plangebiet anfallende 
Regenwasser vor Ort versickern. 

 

6.3 Niederschlagsbeseitigung 

 Das im SO-Gebiet-Wind anfallende Niederschlagswasser versickert vor Ort.  

 

6.4 Müllentsorgung 

 Die Müllentsorgung erfolgt durch Gemeinde Werder und dessen Beauftragten. Al-
lerdings wird der im Plangebiet anfallende Müll durch die vom Betreiber beauftrag-
ten Servicefirmen immer selbst abgefahren. Ein Anschluss an die öffentliche 
Müllentsorgung ist somit nicht erforderlich. 

 

6.5 Löschwasserversorgung 

 Der Grundbedarf wird durch den Träger des Brandschutzes gesichert. 

 

6.6 Richtfunktrassen 

  Die Bundesnetzagentur wird dazu im Verfahren Stellungnahme, deren Inhalte er-
gänzt werden. 

 

 

7 HINWEISE ZUM BODENSCHUTZ 

7.1 Bodenschutz 

 Vorsorge gegen schädliche Bodenveränderungen: Gemäß § 7 Bundesboden-
schutzgesetz sind schädliche Bodenveränderungen zu vermeiden oder zu minimie-
ren. Insbesondere sind Bodenversiegelungen, und Bodenverdichtungen auf das 
notwendige Maß zu beschränken. Der Flächenverbrauch durch Baustelleneinrich-
tung (Baustraßen, Lageplätze u. ä.) ist möglichst gering zu halten. Bei der Anlage 
von Baustraßen sollte die Möglichkeit der Teilversiegelung genutzt werden. Nach 
Abschluss der Baumaßnahmen ist die Wiederherstellung des ursprünglichen Zu-
standes der Flächen für die Baustelleneinrichtungen mit besonderer Aufmerksam-
keit fachgerecht durchzuführen (z. B. Bodenlockerung). 

 Umgang mit dem Boden: Zur Verminderung der baubedingten Wirkungen auf das 
Schutzgut Boden hat eine fachgerechte Sicherung und eine sinnvolle Verwendung 
des abgeschobenen Oberbodens unter Beachtung der bodenschutzrechtlichen Vor-
gaben (insbesondere § 6 BBodSchG i. V. mit § 12 BBodSchV) zu erfolgen. Die DIN 
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19731 und 18915 finden Anwendung. Es ist zweckmäßig und fachgerecht, beim Ab- 
und Auftrag von Boden die Bodenart sowie die Trennung in Oberboden, Unterboden 
und Ausgangsmaterial zu beachten, um das Material umweltgerecht einer weiteren 
Nutzung zuzuführen bzw. naturnahe Standortverhältnisse zu erhalten oder wieder-
herzustellen. Die Bodenart des Auffüllmaterials (z. B. bei der Geländemodellierung) 
sollte möglichst der Hauptbodenart des anstehenden Bodens entsprechen. Grund-
lage für die Verfüllung oder Auffüllung mit Böden ist die Mitteilung der Länderar-
beitsgemeinschaft Abfall (LAGA) Nr. 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung 
von mineralischen Reststoffen/Abfällen-Technische Regeln“. 

 

7.2 Altlasten 

 Meldung schädlicher Bodenveränderungen: Es sind Anhaltspunkte für das Vorliegen 
einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der unteren Boden-
schutzbehörde mitzuteilen.  Anhaltspunkte sind zum bisherigen Zeitpunkt nicht be-
kannt. 

 Anhaltspunkte sind zum bisherigen Zeitpunkt nicht bekannt. 

 

7.3 Bodendenkmale 

 Im Bereich des Vorhabens sind nach diesseitiger Kenntnis keine Bodendenkmale 
bekannt. 

 Wenn bei Erdarbeiten neue Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfärbungen 
entdeckt werden, sind diese gem. § 11 DSchG M-V (GVOBI. Mecklenburg-
Vorpommern Nr. 1 vom 6.01.1998, S. 12), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 12. Juli 2010 (GVOBI. M-V S. 383,392), der zuständigen unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises Ludwigslust- Parchim anzuzeigen und der 
Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen des Landesamtes für Kultur und Denk-
malpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. 

 Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher 
Anzeige spätestens nach einer Woche. 

 Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rahmen des Zumutbaren ver-
längern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies 
erfordert. 

 Die Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundei-
gentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. 

 

7.4 Kampfmittelbeseitigung 

 Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen keine konkreten Anhaltspunkte auf das Vor-
handensein von Kampfmitteln auf der o. g. Fläche vor.  

 Werden bei Erdarbeiten Kampfmittel gefunden, besteht die Pflicht, die Fundstelle 
der genannten Verordnung unverzüglich der nächsten örtlichen Ordnungsbehörde 
oder der Polizei anzuzeigen. 
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7.5 Denkmalschutz 

 Bisher liegen hierzu keine Angaben vor. 

 

 
 

8 UMWELTBERICHT GEMÄß § 2 ABS. 4 UND § 2 A SATZ 2 NR. 2 BAUGB 

 Vorbemerkung:  

 Nach § 2 Abs. 4 BauGB legt die Gemeinde für den Umweltbericht folgenden Um-
fang und Detaillierungsgrad fest, der bei der Ermittlung der Belange für die Abwä-
gung erforderlich ist:  

 Hinweis Die fachliche Erarbeitung erfolgt durch „PLANUNG kompakt 
LANDSCHAFT“, Dipl.-Ing. Enno Meier-Schomburg, aus Neubrandenburg. 

 
 Siehe Anlage 1. 
 
 
 

9 STÄDTEBAULICHE DATEN 

9.1 Flächenbilanz 

 Die Bauflächen im Plangebiet setzen sich wie folgt zusammen: 
Gebiet Gesamtgröße in m² 

Sondergebiet Wind 1.444.430 
Sondergebiet Energienutzung 34.240 

Gesamt 1.478.670 (147,9 ha) 

 

9.2 Bauliche Nutzung 

 Durch die Planung erhöht sich die Anzahl der Wohnungen in der Gemeinde nicht. 

 

 

10 VERFAHRENSVERMERK 

 Die Gemeindevertretung der Gemeinde Werder hat die 2. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes am ……………….. mit Begründung und Umweltbericht gebilligt. 

 
                                                                      Siegel                                             
 Werder,                                                           (………………) 

                                                                                                            - Der Bürgermeister – 

Die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde am ................................... verbindlich. 
Die zusammenfassende Erklärung liegt seitdem ………………. vor. 


